
Am 3. März 2024 haben Volk und Stände
der Initiative für eine dreizehnte AHV-
Rente mit 58% zugestimmt. Zur Finanzie-
rung einer De-facto-Erhöhung der AHV-
Rente um 8% haben die Initianten den
Stimmberechtigten allerdings keinen rei-
nen Wein eingeschenkt. Von Anfang an
war aber die Finanzierung unklar.
Gewerkschaftspräsident und SP-Stän-

derat Pierre-Yves Maillard äusserte sich
dazu konkret: «Heute hat der AHV-Fonds
rund 50 Mrd. Fr. Reserve, 2030 werden es
fast 70 Mrd. sein. Das sind die Zahlen des
Bundesrats, der immer zu pessimistisch
war. Das heisst:Wir bezahlen schon heute
unsere dreizehnte Rente, die wir aber
nicht erhalten! Ab 2030 bräuchte es dann
vielleicht eine zusätzliche Finanzierung.»

Konsum und Arbeit verteuern
Bundesrat und Parlament glaubten vor der
Volksabstimmung, dass der Souverän die-
sen Schalmeienklängen nicht folgen
würde. Sie argumentierten zu Recht, dass
auch ohne eine Erhöhung die finanzielle
Stabilität derAHVgefährdet unddie grosse
Mehrheit der Pensionierten nicht darauf
angewiesen sei. Ohne eine Erhöhung des
Rentenalters werde die Zusatzrente ledig-
lich Konsum und Arbeit verteuern.

Nun argumentiert Sozialministerin Eli-
sabeth Baume-Schneider (SP), die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer (MwSt.) zur Fi-
nanzierung der dreizehnten Rente belaste
einenDurchschnittshaushaltmit nur 15Fr.
pro Monat. Dabei wird damit lediglich ein
Drittel der zusätzlichenKosten für dieAHV
finanziert. Und wenn Ständerat Maillard
meint, dass alle Jungenmal altwürdenund
dieAlten auchmal jung gewesen seienund
dass die Umverteilung zwischen Reichen
undArmenüber dieAHVambesten geeig-
net sei, dann irrt er zur Funktionsweise des
Umlageverfahrens.
Gegenüber dem Kapitaldeckungsver-

fahren in den Pensionskassen weist die

AHV den Vorteil auf, dass mit der Einfüh-
rung des Altersrentensparens auch gleich
Renten bezahlt werden konnten. Deshalb
hat 1948 der Bund neben den Beitragsein-
nahmen vonArbeitgebern undArbeitneh-
mern auch 27% der Gesamteinnahmen
der AHV aus Bundesmitteln finanziert.
Mit dem Wirtschafts- und Beschäfti-

gungswachstum in den Sechzigerjahren
ist dieser Anteil auf 15% gesunken. Selbst
als vor den Siebzigerjahren im Tschudi-
Tempo die Renten mehr als verdoppelt
wurden, blieb der Anteil aus Bundesmit-
teln auf 17%. Alt-Bundesrat Hans Peter
Tschudi (SP) hat denn auch stets darauf
hingewiesen, dass die AHV am stärksten
vomWirtschaftswachstum abhängt.

92% erhalten mehr
Nachdem die AHV nach der letzten ge-
glückten zehnten AHV-Revision 1999 mit
höherer MwSt. vor finanziellen Defiziten
geschützt werden musste, ist der Steuer-
mittelanteil auf 26% gestiegen. Und trotz
Erhöhung der AHV-Beiträge im Rahmen
der Staf-Reform (2019) stieg dieser Anteil
weiter. Würde nun die MwSt.-Vorlage von
Volk und Ständen angenommen, nehme
er weiter auf gegen 30% zu, ohne dass die
AHV saniert wird.

Angesichts dieses stets wachsenden
Anteils stellt sich die Grundsatzfrage: Ent-
spricht diese Finanzierung noch demUm-
lageverfahren, in dem primär die Werktä-
tigen solidarisch die Rentner finanzieren,
oder soll die AHV eine staatlich finan-
zierte Volkspension werden?
DieUmverteilung in derAHV ist schon

heute einmalig, müssen Gutverdiener
doch unbeschränkt auf ihrem Lohnein-
kommen AHV-Beiträge bezahlen, ob-
schon sie im Alter daraus bloss eine limi-
tierte Rente erhalten. Mit der dreizehnten
Rente werden es noch mehr als 92% der
Rentenbezüger sein, die mit ihren Beiträ-
gen ihre Rente nicht finanziert haben.

Undmit den Steuereinnahmen, die haupt-
sächlich von den «Reichen» stammen,
wird diese Umverteilung noch verstärkt.
Wenn wie heute die Zahl der Rentner

stärkerwächst als die Zahl der beitragsleis-
tenden Aktiven, dann entsteht logischer-
weise ein Defizit. Es sei denn, die Leistun-
gen werden gekürzt, die Beiträge erhöht,
oder die Einzahlungsdauer und das Regel-
rentenalter werden verlängert.
Es braucht sowohl auf der Leistungs-

wie der EinnahmenseiteMassnahmen zur
finanziellen Sicherung derAHV.Weil eine
Erhöhung des Regelrentenalters sowohl
auf derAktiv-wie der PassivseiteWirkung
zeitigt, ist dies die einfachste Form der fi-
nanziellen Sicherung. Gehen die Alten
später in Rente, und bleiben die Aktiven
länger im Arbeitsleben, verkleinert sich
das Manko.
Trotz Kenntnis dieser Fakten haben

Nationalrat (108 Ja zu 85 Nein, 6 Enthal-
tungen) und Ständerat (28 zu 13, 3) sowie
der Bundesrat der Erhöhung der Mehr-
wertsteuer zugestimmt, auchwenn sie nur
ein Drittel der Mehrausgaben deckt und
die finanzielle Schieflage der AHV grund-
sätzlich nicht beseitigt wird.
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Wie das Umlageverfahren der AHV gerettet werden kann
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